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Mints - Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 46. Marienwerder, den 12. November 1884. 


Auf Ihren Bericht vom 27. September d. Is. Das Publikum darf die Bahn nur an den zu 
verleihe Ich dem Kreiſe Graudenz im Regierungsbezirke Ueberfahrten und Uebergängen beſtimmten Stellen über⸗ 
Marienwerder, welcher eine Kreischauſſee vom Bahn: ſchreiten und zwar nur jo lange, als ſich kein Zug 
bofe Melno der Eifenbahn Laskowitz⸗Jablonowo nach) nähert. Dabei iſt jeder unnöthige Verzug zu vermeiden. 
der Rehden⸗Graudenzer Chauſſee unweit der Stadt Es iſt unterſagt, die Barrieren oder ſonſtigen 
Rehden erbaut hat, gegen Uebernahme der künftigen Einfriedigungen eigenmächtig zu öffnen, zu überſchreiten 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur oder zu überſteigen, oder etwas darauf zu legen oder 
Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen zu hängen. 
des Chauſſeegeldlarifs vom 29. Februar 1840 (G. S. § 2. Außerhalb der beſtimmungsmäßig dem 
S. 94 ff.) einſchließlich der in demſelben enthaltenen Publikum für immer oder zeitweiſe geöffneten Räume 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſti⸗ darf Niemand den Bahnhof ohne Erlaubnißkarte betre⸗ 
gen, die Erhebung betreffenden zuſatzlichen Vorſchriften ten, mit Ausnahme der in Ausübung ihres Dienſtes 
— vorbehaltlich der Abänderung der ſämmtlichen vor⸗ befindlichen Chefs der Militär⸗ und Polizeibehörde, ſo⸗ 
aufgeführten Beſtimmungen. — Auch ſollen die dem wie der im § 1 gedachten und der Poſtbeamten. 
Chauffeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Die Wagen, welche Reiſende zur Bahn bringen 
Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗Polizei⸗Vergehen auf oder daher abholen, müſſen auf den Vorplätzen der 
die gedachte Straße zur Anwendung kommen Die ein Bahnhöfe an den dazu beſtimmten Stellen auffahren. 
gereichte Karte erfolgt anbei zurück. Die Ueberwachung der Ordnung auf den für dieſe 

Baden-Baden, den 6. Oktober 1884. Wagen beſtimmten Vorplätzen, ſoweit dies den Verkehr 

gez. Wilhelm. mit Reiſenden und deren Gepäck betrifft, ſteht den Bahn⸗ 

ggez. Maybach. polizei⸗Beamten zu, inſofern in dieſer Beziehung nicht 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. beſondere Vorſchriften ein Anderes beſtimmen. 
— — — d § 3. Das Hinüberſchaffen von Pflügen, Eggen 
und anderen Geräthen, ſowie von Baumſtämmen und 
anderen ſchweren Gegenſtänden über die Bahn darf, ſo⸗ 
fern ſolche nicht getragen werden, nur auf Wagen oder 
1) Polizei⸗Verordnung. untergelegten Schleifen erfolgen. 

Für den Betrieb der Eiſenbahn von Zajonskowo § 4. Für das Betreten der Bahn und der dazu 
nach Löbau, auf welche die Bahnordnung für deuſche gehörigen Anlagen durch Vieh bleibt derjenige verant⸗ 
Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni wortlich, welchem die Aufſicht über daſſelbe obligt. 
1878, publizirt in Nr. 24 des Centralblattes für das $ 5. Alle Beſchädigungen der Bahn und der 
deutſche Reich vom 14. Juni 1878 und in der Extra⸗ dazu gehörigen Anlagen, mit Einſchluß der Telegraphen, 
beilage zu Nr. 31 des Regierungs- Amtsblattes vom ſowie der Betriebsmittel nebſt Zubehör, ingleichen das 
31. Juli 1878 Anwendung findet, find in Gemäßheit Auflegen von Steinen, Holz und ſonſtigen Sachen auf 
des § 45 dieſer Bahnordnung die nachſtehenden An⸗ das Planum, oder das Anbringen ſonſtiger Fahrhinder⸗ 
ordnungen getroffen worden, deren Uebertretung der niſſe find verboten, ebenſo die Erregung falſchen Alarms, 
Strafandrohung jenes § 45 unterliegt. die Nachahmungen von Signalen, die Verſtellung von 

§ 1. Das Betreten des Planums der Bahn, der Ausweiche⸗Vorrichtungen und überhaupt die Vornahme 
dazu gehörigen Böſchungen, Damme, Gräben, Brücken aller, den Betrieb ſtörender Handlungen. 
und ſonſtigen Anlagen iſt ohne Erlaubnißkarte nur der § 6. Das Einſteigen in einen bereits in Gang 
Aufſichtsbehörde und deren Organen, den in der Aus geſetzen Zug, der Verſuch, ſowie die Hülfeleiſtung dazu, 
übung ihres Dienſtes befindlichen Forſtſchutz⸗, Zoll-, ingleichen das eigenmächtige Oeffnen der Wagenthüren, 
Steuer-, Telegraphen⸗Polizeibeamten, den Beamten der während der Zug ſich noch in Bewegung befindet, iſt 
Staatsanwaltſchaften und den zur Rekognoszirung dienſt⸗ verboten. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Ceutral⸗Behörden. 


lich eutſendeten Offizieren geſtattet; dabei iſt jedoch die § 7. Die Vahnpolizei⸗Beamten find befugt, einen 
Bewegung wie der Aufenthalt innerhalb der Fahr⸗ und! Jeden vorläufig feſtzunehmen, der auf der Uebertretung 
Rangir⸗Geleiſe zu vermeiden. der in den 88 43— 45 der Bahnordnung für deutſche 


Ausgegeben in Marienwerder den 13. November 1884. 
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Bahnen untergeordneter Bedeutung, ſowie der in dieſer 
Polizei⸗Verordnung enthaltenen Beſtimmungen betroffen 


Frieden und die Eintracht der Bevölkerungsklaſſen ge⸗ 
fährdenden Weiſe dienend (§ 11 des vorbezeichneten 


oder unmittelbar nach der Uebertretung verfolgt wird Geſetzes), hiermit verboten. 


und ſich über ſeine Perſon nicht auszuweiſen vermag. 

Derſelbe iſt mit der Feſtnahme zu verſchonen, 
wenn er eine angemoſſene Sicherheit beſtellt. Die 
Sicherheit darf den Höchſtbetrag der angedrohten Strafe 
nicht überſteigen. 

Enthält die ſtrafbare Handlung ein Verbrechen 
oder Vergehen, ſo kann ſich der Schuldige durch eine 
Sicherheitsbeſtellung der vorläufigen Feſtnahme nicht 
entziehen. 

Jeder Feſtgenommene iſt ungeſäumt an die nächſte 
Polizeibehörde oder an den Staats⸗ oder Polizei⸗Anwalt 
abzuliefern. 

8 § 8. Den Bahnpolizei⸗Beamten iſt geſtattet, die 
feſtgenommenen Perſonen durch Mannſchaften aus dem 
auf der Eiſenbahn befindlichen Arbeitsperſonale in Be⸗ 
wachung nehmen und an den Beſtimmungsort abliefern 
zu laſſen. In dieſem Falle hat der Bahnpolizei⸗Veamte 
eine, mit ſeinem Namen und mit ſeiner Dienſtqualität 
bezeichnete Feſtnehmungskarte mitzugeben, welche vor⸗ 
läufig die Stelle der aufzunehmenden Verhandlung ver⸗ 
tritt, die in der Regel an demſelben Tage, an dem die 
Uebertretung konſtatirt wurde, ſpäteſtens aber am Bor: 
mittag des folgenden Tages an die Polizeibehörde oder 
den Staats⸗ oder Polizei⸗Anwalt eingeſendet werden muß. 

§ 9. Ein Abdruck der §§ 43—46 der Bahn: 
ordnung für deutſche Bahnen untergeordneter Bedeu⸗ 
tung, der §§ 13, 14, 22 al. 2 und 5 und § 23 des 
Betriebs⸗Reglements, ſowie der vorſtehenden Polizei⸗ 
Verordnung iſt in jedem Paſſagier⸗Zimmer auszuhängen. 

Mit Bezug auf § 136 des Geſetzes über die all⸗ 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. 
S. 195 u. ff.) wird dieſe Polizei⸗Verordnung hierdurch 
zur öffentlichen Keuntniß gebracht, 

Berlin, den 30. Oktober 1884. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


Bekauntmachungen auf Grund des Reichs⸗ 
geſetzes vom 21. Oktober 1878. 


2) Auf Grund des Reichsgeſetzes gegen die Beſtre⸗ 

bungen der Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 

werden die in Salzwedel mit Beſchlag belegten Druck— 
ſchriften: 

1) „Ferdinand Laſſalle's geſammelte Reden 

und Schriften“, New⸗Nork, Verlag von Wolff 

und Höhne. — 386 E. th Str. und reſp. 386 


Magdeburg, den 28. Oktober 1884. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
von Heppe. 


3) Auf Grund der $$ 11 und 12 des Geſetzes gegen 
die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokra⸗ 
tie vom 21. Oktober 1878 und des Neichsgeſetzes, be⸗ 
treffend die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des erſt⸗ 
genannten Geſetzes, vom 28. Mai 1884, wird der: 
„das Central Wahlkomitee der Arbeiter⸗Partei“ unter⸗ 
zeichnete, vom Oktober 1884 datirte, mit den Worten: 
„Nur eine kurze Spanne Zeit trennt uns noch von dem 
Tage“ rc. beginnende und von Heinrich Oehme in Bre⸗ 
men verlegte, von A. Vogel u. Komp. in Braunſchweig 
gedruckte Wahlaufruf: „An die Wähler des 2. Han⸗ 
noverſchen und 2. Oldenburgiſchen Reichstags⸗ 
Wahlkreiſes“ von der unterzeichneten Landes⸗Polizei⸗ 
behörde hiermit verboten. 
Aurich, den 28. Oktober 1884. 
Königliche Landdroſtei. 
von Heppe. 


4) Durch Verfügung der unterzeichneten Landes⸗Polizei⸗ 
behörde vom heutigen Tage iſt der Wahlaufruf mit der 
Ueberſchrift: 
„An die Wähler Württembergs“, 
und unterzeichnet: 
„Viele ſozialiſtiſche Wähler. J. A.: Karl Aich⸗ 
horn.“ Verlag von Karl Aichhorn, Druck von 
J. H. W. Dietz in Stuttgart“ 
auf Grund des § 11 des Reichsgeſetzes gegen die 
gemeingeſährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie 
vom 21. Oktober 1878 verboten worden. 
Ludwigsburg, den 22. Oktober 1884. 
Röniglich württembergiſche Regierung des Neckarkreiſes. 
rauß. 


5) Auf Geund der SS 11 und 12 des Reichsgeſetzes 
über die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial⸗ 
demokratie haben wir die: „Mitbürger, Wähler!“ 
überſchriebene, mit den Worten: „Die heſſiſchen Behör⸗ 
den haben ꝛc.“ beginnende Druckſchrift, unterzeichnet: 
„Das ſozialdemokratiſche Wahlkomitee“, Druck von 
Dietzel u. Schwenk (Mainzer Nachrichten) heute verboten. 
Mainz, den 29 Oktober 1884. 
Großherzogliches Kreisamt Mainz. 
Küchler. 


Oſt 4 Str. —, Buchdruckerei von Schärr undes) Auf Grund der FF 11 und 12 des Reichsgeſetzes 
Frantz, 133, 3. Str. New Nork, — Lieferung 20 [gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Soziol⸗ 


bis 27, und 


demokratie vom 21. Oktober 1878 iſt der in Kiel 


2) „Hepner's Deutſch-Amerikaniſche Arbei- beſchlagnahmte Wahlaufruf mit der Ueberſchrift: 


ter⸗Library“, Heft I., enthaltend: A. Bebel, 
Die Ziele der Arbeiterbewegung (mit dem Bild⸗ 
niß des Verfaſſers), New : Vork 183, A. D. 


„An die Wähler des 7. Schleswig-Holſtei⸗ 
niſchen Wahlkreiſes. Arbeiter und Ihr kleine 
Leute in Stadt und Land! 


. Hepner, Publisher, 139 Chatham St., unterzeichnet: „Im Oktober 1884. Viele Arbeiter in 
als ſozialiſtiſchen Tendenzen in einer den öffentlichen! Stadt und Land“, Druck und Verlag von Conzett und 
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Ebner, Chur, unterm heutigen Tage von der unterzeich⸗[Flugblatt, beginnend: „Blos noch wenige Stunden“, 
neten Landes⸗Polizeibehörde verboten worden. unterzeichnet: „Wähler aus dem arbeitenden 
Schleswig, den 30. Oktober 1884. Volke“, ohne Datum, gemäß § 11 des gedachten Ge⸗ 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. ſetzes Seitens der unterzeichneten Landes⸗Polizeibehörde 
von Frank. verboten worden iſt. 
7) Auf Grund der 88 11 und 12 des Reichs⸗ München, den 30. Oktober 1884. 
geſetzes gegen die gemeingefährlichen Veftrebungen der Königliche Regierung von Oberbayern, Kammer des 
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 wird das mit Innern. 
der Ueberſchrift: von Pfeufer. 
„An die Wähler des 12. hannoverſchen 11) Das bei Wilhelm Wörle in Ludwigshafen a. Rh. 
Wahlkreiſes Göttingen⸗Münden“ gedruckte Flugblatt mit der Ueberſchrift: 
verſehene, im Verlage von Matthäus Fetten in Münden „Wähler des 1. pfälz. Wahlkreiſes Speyer: 
erſchienene und von M. Eruft in München gedruckte, Frankenthal! Arbeiter! Kleinhandwerker! Klein⸗ 
die Wahl des Kaufmanns W. Pfannkuch in Caſſel bauern!“, 
empfehlende Flugblatt mit der Unterſchrift: „Mehrere beginnend mit den Worten: 


Wähler des 12. Wahlkreiſes Göttingen⸗Münden“ von „Noch einmal ſeid Ihr berufen“, 
der unterzeichneten Landes Polizeibehörde hierdurch ver⸗ſchließend 
boten. „der wahre Volksfreund 
Hildesheim, den 30. Oktober 1884. Herr Auguſt Dreesbach, 
Königliche Landdroſtei. Kaufmann in Mannheim“ 
Dr. Schultz. und unterzeichnet 
8) Auf Grund der SS 11 und 12 des Reichsgeſetzes „Ludwigshafen, den 1. November 1884. 
vom 21. Oktober 1878 gegen die gemeincefährlichen das ſozialdemokratiſche Wahlkomitee. 
Beſtrebungen der Sozialdemokratie wird das im Ber: Im Auftrage: 
lage von H. Beckemeyer in Herford erſchienene, bei J. F. Ehrhart“ 


M. Ernſt in München gedruckte Flugblatt: „An die wurde von uns auf Grund des § 11 Abſatz 1 des im 
Wähler des Wahlkreiſes Herford⸗Halle. Wäh⸗ Betreffe bezeichneten Geſetzes verboten. 


ler! Arbeiter in Stadt und Land!“, unterzeichnet: Speyer, den 4. November 1884. 
„Wähler aus dem arbeitenden Volke des Wahlkreiſes Königlich bayeriſche Regierung der Pfelz, 
Herford Halle““ von der unterzeichneten Landespolizei⸗ Kammer des Innern. 
behörde hiermit verboten. von Braun. 
Minden, den 29. Oktober 1884. Königlicher Regierungs⸗Präſident. 
Koͤnigliche N ne des Innern. 
ecker. ; 

9) Auf Grund der 88 11 und 12 des Geſetzes gegen ee we Lo yee teed der 
die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokra⸗ rovinzial⸗ Behörden. 
tie vom 21. Oktober 1878 find die in Altona beſchlag⸗ 12) Bekanntmachung. 
nahmten Flugblätter mit der Ueberſchrift: Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 

1) Zur Reichstagswahl 1884! 28. Oktober 1874 bringe ich die erfolgte Ernennung 


An die Wähler im 6. ſchleswig⸗holſteiniſchenf des Gutsvorſteher⸗Stellvertreters und Inſpektors Conrad 
Reichstagswahlkreiſe. Mitbürger! Männer des Nickel zu Gr. Albrechtau zum Stellvertreter des Standes: 
werkthätigen Volkes in Stadt und Land!“ beamten für den Standesamtsbezirk Albrechtau, im 
2) „Zur Reichstagswahl 1884! Kreiſe Roſenberg Wpr., an Stelle des von Gr. Albrechtau 
An die Wähler im 8. ſchleswig⸗holſteiniſchen verzogenen Inſpektors Chomſe, hierdurch zur öffentlichen 
Reichstagswahlkreiſe. Mitbürger! Männer des Kennkniß. 
werkthätigen Volkes in Stadt und Land!“, Danzig, den 31. Oktober 1884. 
beide unterzeichnet: „Altona, Oklober 1884“, ohne An⸗ Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
gabe des Druckers, Verlegers und Verfaſſers, unterm 13) Dieſer Nummer des Amtsblatts iſt ein Exemplar 
heutigen Tage von der unterzeichneten Landes⸗Polizel⸗ der Statuten der Transport⸗ und Unfall⸗Verſicherungs⸗ 


behoͤrde verboten worden. Aktien⸗Geſellſchoft „Zürich“ in Zürich als Ertrabeilage 
Schleswig, den 1. November 1884. beigefügt, worauf hiermit aufmerkſam gemacht wird. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. Marienwerder, den 31. Oktober 1884. 
von Frank. Der Regierungs⸗Präſident. 


10) Auf Grund des § 12 des Reichsgeſetzes gegen die 14) Es hat ſich ergeben, daß die im Bereiche der 
gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie Kirchen⸗ und Schulverwaltung abgeſchloſſenen Baus 
vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur Öffentlichen verträge an einem Mangel leiden, der geeignet iſt, die 
Kenntniß gebracht, daß das von Bruno Schonlank in rechtliche Exiſtenz und die Klagbarkeit der Verträge in 
München verlegte, bei M. Ernſt daſelbſt gedruckte Frage zu ſtellen. 
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Pieler Mangel beſteht darin, daß die dem Ver⸗ 17) Deutſch⸗Franzöſiſcher Verband. (Verkehr 
trage zu Grunde liegende Offerte in der Regel den via Elſaß⸗Lothringen.) 
Ausfertigungen des Vertrages nicht angehängt iſt, ſon⸗ Bekanntmachung. 
dern daß lediglich in letzteren auf jene verwieſen wird. Mit Gültigkeit vom 1. November cr. kreten für 

Um etwaigen hierauf geſtützten Ghtreben der den direkten Verkehr zwiſchen Stationen deutſcher Bahnen 
Unternehmer zu begegnen, beſtimmen wir hiermit, daß und ſolchen der franzöſiſchen Oſtbahn neue Tarifſätze 
allen Ausfertigungen von Verträgen über Kirchen⸗„für Holz, Getreide und Sprit in Wagenladungen in 
Pfarr⸗ und Schulbauten, zu welchem ein Allerhöchſtes Kraft, durch welche die ſeitherigen Tarifſätze des Theil III. 
Gnadengeſchenk bewilligt oder bei denen der Königliche und die Nachträge des direkten Güterverkehrs des öſter⸗ 
Fiskus als Patron, Gutsherr oder Grundherr betheiligt reichiſch-ungariſchen und ſüddeutſch⸗franzoͤſiſchen Eiſen⸗ 
iſt, die den Verträgen zu Grunde liegende Offerte, und bahn⸗Verbandes (Verkehr mit Deutſchland) aufgehoben 
zwar ſowohl dem Haupteremplare, als auch den Neben⸗ werden. Die neuen Tarife enthalten faſt durchweg 
exemplaren in beglaubigter, unterſiegelter Abſchrift an⸗ Ermäßigungen: inſoweit jedoch die bisherigen Fracht⸗ 
zuhängen und mit denſelben unzertrennlich zu verbin- ſätze billigere Transportpreiſe ergeben, wird deren An⸗ 
den iſt. wendung bis Schluß dieſes Jahres geſtattet. Preis: 

Die über die Bauvergütung handelnde Beſtim⸗ 
mung der betreffenden Verträge iſt daher wie folgt zu 


faſſen: 


Die Preiſe pp. ergeben ſich aus der angehefteten 18) Bekanntmachung. 
Offerte vom. ten 18. In Nach den Beſtimmungen der 88 39, 41 und 47 
Geſammtbetrage von Mark . . Pfg.] des Geſetzes vom 2. März 1850 über die Errichtung 


Zugleich iſt künftig bei allen Verlragsabſchüͤſſen [der Renlenbanken (G.⸗S. pro 1850 S. 112) wird die 
die Beſtimmung des § 7 der Submiſſiousbedingung ſieben und ſechszigſte Auslooſung der Rentenbriefe im 
vom 10. März 1881 zur Geltung zu bringen, wonach 
der Unternehmer die dem Vertrage etwa zu Grunde für die Provinzen Oft: und Weſtpreußen und eines 
liegenden Zeichnungen und Koſtenanſchläge ausdrücklich Notars 
durch Unterſchrift anzuerkennen hat. am 20. November d. J., Vorm. 9% Uhr 

Auch ſind die Zeichnungen und Koftenanfhlägelin unſerem Geſchäftslokal hierſelbſt, Poſtſtraße Nr. 15a, 
mit ſolchen Bezeichnungen zu verſehen, daß die Bau⸗ öffentlich ftattfinden, was hiermit zur Kenntniß gebracht 
unternehmung, auf welche dieſelben ſich beziehen und wird. 
ſomit die Zugehörigkeit zu dem über die betreffende 
Unternehmung abgeſchloſſenen Vertrage mit Sicherheit 
erkennbar wird. 

Marienwerder, den 31. Oktober 1884. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


15) Der dem Muſikus Otto Damerau zu Hammer⸗ 
ſtein von uns unterm 3. Januar cr. ertheilte Wander⸗ 
gewerbeſchein Nr. 197 zum Muſikmachen mit ſeinen 
Gehilfen Michael Fraſe, Oscar Henmeier und Auguſt 
Grube, ſämmtlich aus Hammerſtein, wird, weil er an⸗ 
geblich verloren gegangen, für ungültig erkärt. 
Marienwerder, den 1. November 1884. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 


16) Am 15. November 1884 kommen im Anhang 
zum Preußiſch⸗Oberſchleſiſchen Verband⸗Güter⸗Tarif er⸗ 
mäßigte Frachtſätze für Oberſchleſiſche Steinkohlen⸗Trans⸗ 
porte in Sendungen a 10900 Kilogr. pro Wagen für 
die Stationen bezw. Halteſtellen des Direktions⸗Bezirks 
Bromberg, Gottersfeld, Kornatowo und Stolno, ſowie 
neue Frachtſätze für die Halteſtelle Sobhowitz zur Ein⸗ 
führung. 

Die Frachtſätze find bei den genannten Stationen 
in Erfahrung zu bringen. 

Bromberg, den 6. November 1884. 

Königliche Eiſenbahn Direktion. N 


Königsberg, den 30. Oktober 1884. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinzen Oft: u. Weſtpreußen. 


19) mise ae bie e e aus dem 
eichsgebiete. 


Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


1. Johann Piatkowski, ohne Gewerbe, geb. am 
19. Mai oder Juni 1858, Geburts⸗ oder Heimaths⸗ 
ort unbekannt, ruſſiſcher Staatsangehöriger, wegen 
wiederholten Vetrugsverſuchs, Landſtreichens und 
Führung falſchen Namens, von dem Königlich 
preuß. Regierungs⸗Präſidenten zu Danzig, vom 
22. September d. J. 

2. Stanislaus Rosmanith, Schreiber, geboren am 
19. Januar 1839 zu Warſchau, Ruſſiſch⸗Polen, 
ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen Diebſtahls und 
Landſtreichens, vom Königlich preuß. Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Marienwerder, vom 20. Oktbr. d. J. 

3. Holbert Bernard, Schneider, geboren im Juli 
1851 zu Coſſum, Ungarn, wegen Landſtreichens 
und Bettelns, von der Königlich preuß. Landdroſtei 
Hannover, vom 14. Oktober d. Ry 

4. Markus oder Michael Klein, Schneider, geboren 
im Juni 1842 zu Baguſch, Ungarn, wegen Rande 
ſtreichens und Bettelns, von der Königlich preuß. 
Landdroſtei Hannover, vom 14. Oktober d. J. 
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5. Leopold Friedmann, Lehrer, 27 Jahre alt, geb. 
zu Raab, Ungarn, ortsangehörig in Nyiregyhaza, 
Komitat Szabolcz, ebendaſelbſt, wegen Obdachloſig⸗ 
keit, Bettelns und Angabe eines falſchen Namens, 
von der Königlich preuß. Regierung zu Wiesbaden, 
vom 15. Oktober d. J. 

6. Rupert Reiter, Schloſſergeſelle, geb. am 6. Auguſt 
1841 zu Sulzau, Gemeinde Werfen, Bezirk 
St. Johann, Oeſterreich, ortsangehörig in Werfen, 
wegen Landſtreichens, vom Königlich bayeriſchen 
Bezirksamt Traunſtein, vom 10. Oktober d. J. 

7. Joſef Kürpall, Schloſſergeſelle, geb. am 9. No⸗ 
veinber 1851 zu Bukholz, Gemeinde Sakſchen, 
Bezirk Dauba, Böhmen, ortsangehörig in Sakſchen, 
wegen Betrugs in 2 Fällen, wegen Landſtreichens, 
Pettelns und Beilegung eines falſchen Naniens, 


8) der 


drowski zu Dt. Eylau in gleicher Eigenſchaft 
an das Amtsgericht zu Roſenberg Wpr., 
Gerichtsſchreibergehilfe Naleszinski zu 
Schwetz in gleicher Amtseigenſchaft an das Land⸗ 
gericht zu Elbing, 


9) der Gefangenaufſeher Ducki aus Löbau als 


Gerichtsdiener und Gefangenaufſeher an das Amts⸗ 
gericht zu Vandsburg, 


10) der Gefangenaufſeher Reinke zu Danzig in 


gleicher Amtseigenſchaft an das Amtsgericht zu 
Roſenberg Wpr., 


11) der Gefangenaufſeher Jorzig zu Löbau in gleicher 


Amtseigenſchaft an das Amtsgericht zu Tuchel, 


12) der Gefangenaufſeher Raddatz zu Tuchel in 


gleicher Amtseigenſchaft an das Amtsgericht zu 
Löbau. 


von der Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft III. Penſionirt: 13) der Landgerichts⸗Sekretär Coſack 


Bautzen, vom 22. September d. J. 


26) Perional⸗Chronik. 


Es ſind im Kreiſe Dt. Krone ernannt: der Guts⸗ 


befitzer Hotopf zu Mehlgaſt zum Amtsvorſteher des 
Amtsbezirks Schloß Tütz und der Gutsbeſitzer Förſter 


zu Konitz. 
Der Feldmeſſer Kozielecki in Stuhm iſt als 


ſolcher vereidigt worden. 


Der Stations⸗Aufſeher Meyer in Jablonowo iſt 


zum Stations⸗Vorſteher II. Klaſſe ernannt. 


21) Erledigte Schulſtellen. 


zu Flathe zum Stellvertreter deſſelben. 
Perſonal⸗ Veränderungen im Departement des Die 2. Schullehrerſtelle zu Parpahren, Kreis 
Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder Stuhm, wird zum 1. Dezember d. J. erledigt. Lehrer 
pro Monat Oktober 1884. evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben 
1. Ernannt: 1) die Rechtskandidaten Emil Schenk wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, 
und Dr. Max Haaſelau zu Referendarien. bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor Herrn Dr. Zint 
Dieſelben find, erſterer dem Amtsgerichte zu zu Stuhm zu melden. - 
Zempelburg, letzterer dem Amtsgerichte zu Neuen: Die Schullehrerſtelle zu Stewken, Kreis Thorn, 
burg zur Beſchäftigung überwieſen, wird zum 1. Januar 1885 erledigt. Lehrer evange⸗ 
2) der Gerichtsſchreibergehilfe von Pawlowski zufliſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
Strasburg zum Gerichtsſchreiber bei dem Amts⸗ haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem 
gerichte zu Dt. Eylau, Königl. Kreisſchulinſpektor Herrn Schröter zu Thorn 
3) der Bureaugehilfe Glockmann zum etatsmäßigen zu melden. 
Gerichtsſchreibergehilfen bei dem Amtsgerichte zu Die Schullehrerſtelle zu Mſzanno wird zum 
Schwetz, 1. Januar 1885 erledigt. Lehrer katholiſcher Konfeſ⸗ 
A) der Hilfsgefangenaufſeher Elgſtröm zum Ge⸗ ſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben 
fangenaufſeher bei dem Juſtizgefängniſſe in Grau⸗ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem König⸗ 
denz. lichen Kreisſchulinſpektor Herrn Bajohr zu Strasburg 
II. Verſetzt: 5) der Gerichtsſchreiber, Amtsgerichts⸗ zu melden. 
Sekretär Stüwert zu Berent in gleicher Amts⸗ Die 2. Schullehrerſtelle zu Heidemühl, Kreis 
eigenſchaft an das Amtsgericht zu Konitz, Schlochau, wird zum 1. Februar 1885 erledigt. Lehrer 
6) der Gerichtsſchreiber und Dolmetſcher Lakus zuſevangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewer⸗ 
Roſenberg Wpr. in gleicher Amtseigenſchaft an|ven wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeug⸗ 
das Amtsgericht zu Konitz, niſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor Herrn 
7) der Gerichtsſchreiber und Dolmetſcher von Kies Treichel zu Schlochau zu melden. 


rr 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nro. 46.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckersi. 


1 


EN 


shige 


Grtrabeilage zum Königlich Preußiſchen Regierungs⸗Amtsblatt. 


Statuten 
der Transport: und Aufall⸗Perſicherungs⸗Akliengeſellſchaft „Zürich“ 


in Zürich. 


Name, Zweck und Sitz der Geſellſchaft. 
8 1. 
Die Transport⸗ und Unfall ⸗Verſicherungs⸗ 


Aktien⸗Geſellſchaft „Zürich“ iſt eine Aktiengeſellſchaft 
für direkte und indirekte Transport- und Unfall⸗Verſicherung. 
8 2. 

Der Verwaltungsſitz und Gerichtsſtand der Geſellſchaft 
iſt in Zürich. Die Geſellſchaft iſt berechtigt, an andern Orten 
Filialen zu errichten und ſolche durch Beamte leiten und 
repräſentiren zu laſſen. 

Die Geſellſchaft unterwirft ſich in denjenigen Ländern, 
in welchen fie durch ſtändige Vertretung Geſchaͤfte betreibt, 
in Betreff dieſer Geſchäfte dem dortigen kompetenten Ge⸗ 
richtsſtande. 

5 

Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf fünfzig Jahre feſtgeſetzt. 

Zwei Jahre vor Ablauf dieſes Zeitraumes hat die 
General-Verſammlung über Fortſetzung oder Aufhebung 
der Geſellſchaft zu entſcheiden. 


Geſellſchafts kapital. 
8 4. 

Die Geſellſchaft iſt konzeſſionirt auf ein Aktienkapital 
von Fr. 5,000,000. Das zur Zeit emittirte Aktienkapital 
der Geſellſchaft beſteht in Fr. 2,000,000, eingetheilt in 
2000 Aktien à Fr. 1000. 5 

Die Aktien lauten auf Namen und es iſt Name und 
Wohnort des Aktionärs in das Aktien⸗Buch der Geſellſchaft 
eingetragen. es 

Im Verhältniſſe zu der Geſellſchaft werden nur die im 
Aktien⸗Buche derſelben eingetragenen Beſitzer als Aktionäre 
betrachtet. ; . 

Die Rechte, welche den Aktionären in den Angelegenheiten 
der Geſellſchaft zuſtehen, werden von der Gefammtheit der 
Aktionäre in der Generalverſammlung ausgeübt. f 

Der Aktionär haftet für den Nominalbetrag feiner 
Aktien, nicht weiter. : 

Der Beſitz von Aktien ſchließt die Anerkennung der 
Statuten in ſich. 

§ 5. 
Auf jede Aktie find bis jetzt 20% oder 200 Franken 
in baar einbezahlt. 


| 
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Für den Reſt von 80% oder 800 Fr. hat der Aktionär 
für jede Aktie einen auf ihn lautenden Verpflichtungsſchein 
mit Domicil an der Geſellſchaftskaſſe in Zürich ausgeſtellt, 
welcher im Archiv der Geſellſchaft deponirt iſt und welcher 
von der Geſellſchaft weder veräußert, noch in irgend einer 
Weiſe belaſtet werden darf. 

Weitere allfällig nothwendige Einzahlungen über die erſten 
20% hinaus werden von der Generalverſammlung beſchloſſen 
und es wird deren Betrag von dem Berpflichtun j3icheine 
abgeſchrieben. 

8 6. 


Die Aktien können cedirt werden mit Genehmigung des 
ee und gegen eine Gebühr von 5 Fr. per 

lie. 

Die Genehmigung kann ohne Angabe der Gründe ver⸗ 
weigert werden. 

Der Name und Wohnort des Ceſſionärs iſt nach erfolgter 
Genehmigung der Uebertragung alsbald in das Aktien-Buch 
der Geſellſchaft einzutragen. 

Die Aktien find nicht theilbar und anerkennt die Geſell⸗ 
ſchaft für jede Aktie nur einen Eigenthümer. 


8 7. 

Stirbt ein Aktionär oder erliſcht eine Firma, auf deren 
Namen Aktien lauten, ſo haben die Erben oder Rechtsnach⸗ 
folger dem Verwaltungsrathe Kenntniß davon zu geben und 
binnen drei Monaten vom Todestage reſp. vom Aufhören 
der Firma an einen Uebernehmer zu bezeichnen. Wird kein 
Uebernehmer bezeichnet oder derſelbe vom Verwaltungsrathe 
nicht angenommen, ſo findet nach Ablauf jener Friſt der 
Verkauf der Aktie ſtatt. 

Der Erlös nach Abzug der Verkaufskoſten wird den Erben, 
bezw. Rechtsnachfolgern aushingegeben. 


§ 8. 

Geräth ein Aktionär in Konkurs oder beſtehen ſonſtwie 
Zweifel über deſſen Solvenz, fo ift der Verwaltuugsrath be⸗ 
fugt, zu verlangen, daß innerhalb einer Präkluſivfriſt entweder 
Realkaution für den Obligationsbetrag geleiſtet werde, oder 
daß der Uebertrag der Aktien an einen vom Verwaltungs⸗ 
rathe zu genehmigenden Ceſſionaren erfolge, widrigenfalls 
die Aktien vom Verwaltungsrathe als entkräftet aus⸗ 
geſchriehen und an deren Stelle neue Titel ausgegeben 
werden. Der Erlös wird nach Abzug der Koſten aus⸗ 
hingegeben. 


. 

Die Aktionäre ſind zu allen Einzahlungen mittelſt rekom⸗ 
mandirten Briefes aufzufordern. Erfolgt die Zahlung nach 
kreimaliger ſolcher Aufforderung nicht in der angeſetzten 
Friſt, ſo iſt der Verwaltungsrath berechtigt, eutweder den 
ſäumigen Aktionär auf dem Exekutionswege zur Zahlung 
anzuhalten, oder die betreffenden Aktien als entkräftet aus⸗ 
uſchreiben und an deren Stelle neue Titel auszugeben. 
Für den Mindererlös bleibt der alte Aktionär, auch nach 
Annullirung der Aktien, auf Grund ſeines Verpflichtungs⸗ 
ſcheines gegenüber der Geſellſchaft haltbar; ein Ueberſchuß 
hingegen wird ihm zurückvergiitet. 


Organiſation. 


8 10, 
Die Organe der Geſelſchaſt ſind: 
a. Die Generalverſammlung. 
b. Der Verwaltungsrath. 
c. Der Ausſchuß. 
d. Die Direktion. 
e. Die Rechnungs⸗Repiſoren. 


A. Generalverſammlung. 


8. 1 

Die Generalverſammlung der Aktionäre iſt das oberſte 
Organ der Geſellſchaft; ihre ſtatut⸗ und geſetzgemäßen Be⸗ 
ſchlüſſe haben für alle Aktionäre rechtsverbindliche Kraft. 

Die ordentliche Generalverſammlung wird alljährlich im 
April in Zürich abgehalten, namentlich zur Abnahme der 
Bilanz, zur Beſchlußfaſſung über deren Ergebniß und zur 
Feſtſetzung der Dividende. 
Späteſtens 8 Tage vor dieſer Geueralverſammlung find 
die Bilanz und die Rechnung über Gewinn und Verluſt 
fammt dem Reviſionsberichte zur Einſicht der Aktionäre 
aufzulegen. 

Die Anzeige hiervon hat an die Aktionäre durch rekom⸗ 
mandirte Briefe vorher zu geſchehen. 


. JW 

Eine außerordentliche Generalverſammlung kann durch 
Beſchluß des Verwaltungsrathes jederzeit einberufen werden. 
Eine ſolche muß berufen werden auf Begehren von 
Aktionären der Geſellſchaft, deren Aktien zuſammen mindeſtens 
den zehnten Theil des Grundkapitals darſtellen. Dieſes 
Begehren it ſchriftlich und unter Anflihrung des Zweckes 
an den Präſidenten des Verwaltungsrathes zu richten. 


8 13. 

Die Einladungen zu den Generalverſammlungen haben 
ſchriftlich durch den Verwaltungsrath zu geſchehen, ſpäteſtens 
zwei Wochen vor dem Verſammlungstage und unter Bezeich⸗ 
nung der Verhandlungsgegenſtände. Ueber Gegenſtände, deren 
Verhandlung nicht in dieſer Weiſe angekündigt iſt, können 
in der Abenden Generalverſammlung Beſchlüſſe nicht ge⸗ 
faßt werden; hiervon iſt jedoch der Beſchluß Über den in 
einer Generalverſammlung geſtellten Antrag auf Berufung 
einer außerordentlichen Generalverſammlung ausgeſchloſſen. 

Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen 
ohne in der betreffenden Generalverſammlung erfolgende 
Beſchlußfaſſung bedarf es keiner vorausgehenden An⸗ 
kündigung. 


8 14. 
Stimmberechtigt in der Generalverſammlung ſind die 
im Aktienbuche der Geſellſchaft eingetragenen Aktien⸗Beſitzer. 
Das Stimmrecht wird vom Aftionär direkt oder a 
oe, beffelben mittelſt ſchriftlicher Vollmacht au 
ern Aktionär in der Generalverſammlung ausgeübt. 


einen an 


Jede Aktie berechtigt zu einer Stimme; Niemand darf 
jedoch mehr als ein Fünftel der vertretenden Stimmrechte, 
oder mehr als fünfzig Stimmen, direkt oder in Vertretung 
auf ſich vereinen. 

1 
Die Generalverſammlung faßt ihre Beſchlüſſe und voll⸗ 
zieht ihre Wahlen, ſoweit nicht für ſpezielle Gegenſtände 
etwas Anderes geſetzlich beſtimmt iſt, mit abſoluter Mehr⸗ 
heit der in ſolcher vertretenen und zur Geltendmachung 
berechtigten Altienſtimmen. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Präſideut. 
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§ 16. 

Eine Erweiterung des Geſchäftsbereiches der Geſellſchaft 
durch Aufnahme verwandter Gegenſtände oder eine Bere 
engerung derſelben kann nur in einer Generalverſammlung 
beſchloſſen werden, in welcher mindeſtens zwei Drittel ſämmt⸗ 
licher Aktien vertreten find. 

Sollten jedoch in einer erſten Generalverſammlung mit 
ſolcher Tagesordnung nicht zwei Drittel ſämmtlicher Aktien 
vertreten ſein, ſo kann auf einen ſpätern Termin, der min⸗ 
deſtens auf 30 Tage von der erſten Generalverſammlung 
an hinausgeſetzt ſein muß, eine zweite Generalverſammlung 
einberufen werden, in welcher die fraglichen Beſchlüſſe ge⸗ 
ſaßt werden können, auch wenn nur ein Drittel fümmilicher 
Aktien in ſolcher vertreten iſt. 


§ 17. 

Der Präſident des Verwaltungsrathes (in deſſen Ver⸗ 
1 der Vizepräſident) führt den Vorſitz in der General⸗ 
verſammlung. 

Das Protokoll führt der hiezu ſpeziell beſtellte Beamte 
der Geſellſchaft. 

Die Stimmenzähler wählt die Verſammlung durch 
offenes Handmehr. 

Das Protokoll wird von allen dieſen Funktionären 
unterzeichnet. 

8 18. 

Der Generalverſammlung kommt zu: 

a. Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 

b. Wahl von zwei Rechnungsreviſoren und zwei Sup⸗ 

pleanten beuelben. 

c. Prüfung des Geſchäftsberichtes und Abnahme der 

ahresrechnung auf Antrag der Rechnungsreviſoren. 
; Seh ſaßung der Dividende. 

. Schlußnahme über Anträge des Verwaltungsrathes. 

Dekretirung von weiteren Einzahlungen auf die Aktien. 

Ausgabe neuer Aktien. 

; eee der Statuten und Auflöſung der Gejell= 
aft. 

„Beſchlußfaſſung über Erweiterung oder Verengerung 
des Geſchäftsbereiches (8 16). 

Die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes ge⸗ 
ſchieht durch geheime, diejenige der Rechnungsrebiforen durch 
offene Abſtunmung. me 

Anträge, welche von mindeſtens 10 Altivnäxen und 
ſpäteſtens drei Wochen vor dem Tage der Generalverſamm⸗ 
lung ſchriftlich eingereicht werden, müſſen der Generals 
verſammlung mit dem Gutachten des Verwaltungsrathes 
vorgelegt werden. 
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B. Berwaltungsrath. 


19, 

Die oberſte Leitung der Geſelſcat iſt einem Verwaltungs⸗ 
rathe von fieben Mitgliedern e welche die Generals 
verſammlung auf die Dauer von v aces wählt. 

Alljährlich treten nach der Unclennttit zwei, beziehungs⸗ 
welfe eines der Verwaltungäzraths⸗Mitglieder aus dem Amte. 


Erledigte Stellen werden in der nächſten General⸗ 
verſammlung wieder beſetzt. Die aus der Erſatzwahl hervor⸗ 
gegangenen neuen Mitglieder kreten in die Antsdauer ihrer 
Vorgänger. Die Austretenden find ſoſort wieder wählbar. 


8 20. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes hat zebn auf 
ſeinen Namen eingetragene Aktien ins Archiv der Geſell⸗ 
ſchaft niederzulegen und darf über dieſelben während ſeiner 
Amtsdauer nicht verfügen. 


21. 

Der Verwaltungsrath wählt den Präſidenten und einen 
Vizepräſidenten aus ſeiner Mitte, je auf ein Jahr. 

Das Protokoll führt der hiezu ſpeziell beſtellte Beamte 
der Geſellſchaft. 10 

Der Verwaltungsrath verſammelt ſich auf die Einladung 
feines Präſidenten in ber Regel alle drei Monate; außer⸗ 
ordentlich, fo oft die Geſcheifte es erfordern, oder auf Ver⸗ 
langen dreier Mitglieder oder des Direktors. 

Für gültige Schlußnahmen iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens vier Mitgliedern erforderlich; bei gleichen 
Stimmen entſcheidet der Präſident. 


3.22. 
Dem Verwaltungsrathe 475 in der oberſten Geſchäfts⸗ 
leitung folgende Beſugniſſe und Pflichten zu: 
a. Beſtimmung der Termine für die Aktieneinzahlungen 
(88 5 und 9). 
b. Genehmigung von Aktienübertragungen. 
c. Wahl der Mitglieder in den Ausſchuß. 
d. Wahl und Eutlaſſung des Direktors, ſowie der Sub⸗ 
direktoren und Feſtſetzung ihrer Gehalte und Kautionen. 
e. Vertheilung der Tantieme intl. Feſtſetzung der 
Kufen und Reiſegelder. 

„ Aufſtellung des Geſchaftsreglements für den Ausſchuß. 

Beſtimmung der Grundſätze für die Gelderanlagen. 

„Beſtimmung der allgemeinen Grundſätze für die ver⸗ 
ſchiedenen Verſicherungsbranchen, bei der Transport⸗ 
Verſicherung beſonders auch Feſtſetzung des Maximums 
des eigenen Riſikos auf einem Fahrzeug. 

. Entgegennahme der regelmäßigen Berichte des Aus⸗ 
faut über den Geſchäftsgang und Entſcheidung 
dießfälliger Anträge. 

k. Vorlage des Geſchaftsberichtes und der Jahresrechnung 

an die Generalverſammlung, mit Antrag über die 
Verwendung des Jahresnutzens. 


DS’ 
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C. Ausſchußt. 


24. 
Der Ausſchuß Wi 105 dem Präſidenten und zwei 
Mitgliedern des Verwaltungsrathes, welche vom Verwal⸗ 
tungsrathe jeweilen auf ein Jahr gewählt werden. 

Fur Verhinderungsfalle eines Ausſchußmitgliedes kann 
ein anderes Mitglied des Verwaltungsrathes von dem 
den tree berufen werden. Das Protokoll führt der 
iezu ſpeziell beſtellte Beamte der Geſellſchaft. 


25. 

Der Ausſchuß hat die Oberleitung und übt im Allge⸗ 
meinen die nächſte Aufſicht über die Geſchäftsführung der 
Direktion; ſpeziell kommt ihm zu: 8 

a. Die Aufſtellung des Reglements für die Direktion. 

b. Die Genehmigung der Gelderanlagen. 

o Die Wahl und Entlaſſung der Angeſtellten, auf den 

Sep? des Direktors, und die Feſtſtellung ihrer 
e. 
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.Die Aufſtellung des Geſchäftsberichtes und der 
Jahresrechnung. 

e. Die Genehmigung von Anträgen der Direktion über 
Erwerb von Konzeſſionen, ſowie über Beſtellung und 
Aufhebung von Agenturen. 

Die Begutachtung aller ihm vom Verwaltungsrathe 
zugewieſenen Fragen, ſowie der von der Direktion zu 
Handen des Verwaltungsrathes vorgelegten Anträge. 
g. Die Miethe von Geſchäftslokalen. 

h. Die Verifikation der Bücher, Kaſſen und des Archivs. 


8 26. 


Die Schlußnahmen des Ausſchuſſes müſſen einſtimmig 
erfolgen; bei getheilten Stimmen hat der Ausſchuß die 
Sache dem Verwaltungsrathe zur Eutſcheidung vorzulegen. 


D. Direktion. 


8 27. 

Die Direktion beſteht aus einem Direktor und einem 
oder zwei Subdirektoren. Sie werden vom Verwaltungs⸗ 
rathe gewählt und ihre Gehalte, Kautionen und Amtsdauer 
durch Vertrag regulirt. 


* 


8 28. 
Die Direktion beſorgt auf Grundlage des Neglements 
und unter der Oberleikung und Auſſicht des Ausſchuſſes, 
reſp. des Verwaltungsrathes, die eigentliche Geſchäfts⸗ 


führung nach den Anordnungen des Direktors. 


8 29. 
„Der Direktor oder in deſſen Verhinderung ein Stell⸗ 
vertreter wohnt in der Regel den Sitzungen des Ausſchuſſes 
und des Verwaltungsrathes bei, mit berathender Stimme. 


E. Rechnungsreviſoren. 
§ 30. 

Die Rechnungsreviſoren, ſowie deren Suppleanten 
werden von der Generalverſammlung je auf die Dauer 
eines Jahres gewählt. 

Denſelben liegt die Prüfung der Geſellſchaftsrechnung 
für das betreffende Geſchaftsjahr ob und es haben dieſelben 
ihren ſchriftlichen Bericht und Antrag dem Verwaltungs⸗ 


rathe zu Handen der nächſten ordentlichen Generalver⸗ 


ſammlung einzureichen. 


Vertretung der Geſellſchaft und Forut 
von Publikationen. 


§ 31. 

Alle für die Geſellſchaft verbindliche Urkunden (mit 
Ausnahme der Policen) bedürfen der Unterſchrift des 
Direktors oder eines Subdirektors, ſowie der Contraſignatur 
eines Mitgliedes des Ausſchuſſes, oder, im Verhinderungs⸗ 
jalle, derjenigen eines andern Verwaltungsraths⸗Mitgliedes. 
Die Policen tragen die Unterſchrift des Direktors oder 
eines Subdirektors, beziehungsweiſe eines Bevollmächtigten 
der Geſellſchaft. 


§ 32. 
Zu allen förmlichen Akten wird die Geſellſchaft kollektiv 
rechtskräftig vertreten: . 
a. durch den Präſidenten oder ein anderes Mitglied des 
Verwaltungsrathes, 2 a 
b. durch den Direktor oder einen Subdirektor, 
38. 
Mittheilungen an die Aktionäre erfolgen entweder 
brieflich oder durch Annonce in öffentlichen Blättern. 
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Hierzu find zur Zeit die nachfolgenden Blätter beſtimmt: 
Die Neue Zürcher Zeitung. 
Die Schweizeriſche Handelszeitung. 

Dem Verwaltungsrathe iſt das Recht vorbehalten, andere 
Publikations⸗Blätter an Stelle eines oder des andern der 
vorgemerkten zu beſtimmen, von welcher Beſtimmung den 
Aktionären durch die dannzumal in Gebrauch geſtandenen 
Blätter Mittheilung zu machen iſt. 


Jahresrechnung und Gewinn⸗Vertheilung. 


8 34. 

Die Jahresrechnungen werden je aufden 31. Dez. geſchloſſen. 

Bei Aufftelung der Jahres⸗Bilanz ſollen: 

a. für die am Schluſſe des Rechnungsjahres noch 
nicht abgelaufenen Verſicherungen die eutſprechende 
Prämienreſerve, 

b. für ſchwebende Schäden, inſofern deren Betrag 
{don feſtgeſtellt ift, dieſe Schaden⸗Summe, andern= 
falls aber eine angemeſſene, eher zu hoch als zu 
niedrig zu beurtheilende Summe, 

o, das Deckungskapital für laufende Renten 

als Paſſiven aufgeſtellt werden. 

Kurshabende Papiere ſind höchſtens zu dem Kurswerthe 
anzuſetzen, welchen dieſelben durchſchnittlich in dem letzten 
Monate vor dem Bilanztage gehabt haben. 

Im Allgemeinen iſt die Bilanz fo klar und überſichtlich 
aufzuſtellen, daß die Aklionäre einen möglichſt ſichern Ein⸗ 
blick in die Vermögenslage der Geſellſchaft erhalten. 

8 35. 

Aus dem Reingewinn der Jahresrechnung wird zunächſt 
den Aktionären eine Dividende bis auf 5 % des einbezahlten 
Betrages der Aktien verrechnet. 

Von dem verbleibenden 
kommen zu: = 
10% als Tantiéme dem Verwaltungsrath und dem Ausſchuß, 
10 % der Direktion und den Augeſtellten, 

40% als Super⸗Dividende den Aktien, 
20 % dem Reſervefonds, und 


Zürich, den 27. April 1883. 


Reſte des Jahresgewinns 


20% den Kunden der Geſellſchaft nach Ermeſſen des Ver⸗ 
waltungsrathes. Quoten bis zu Fr. 5 kommen jedoch 
hierbei den betreffenden Kunden nicht zu Gute, ſondern 
werden dem Reſervefonds der Geſellſchaft zugeſchrieben und 
einverleibt. 

Sobald der Reſervefonds die Höhe des eingezahlten 
Aktien⸗Kapitals erreicht hat, entſcheidet über die Verwendung 
der betreffenden Quote des Reingewinns die Generals 
verſammlung auf Antrag des Verwaltungsrathes. 


Auflöſung der Geſellſchaft. 


8 36. 
Die Auflöfung der Geſellſchaft kann von der General: 
verſammlung jederzeit beſchloſſen werden. 

Die Auſloſung muß erfolgen, wenn der Reſerveſonds 
und vierzig Prozent des Aktienkapitals verloren ſind. 

Im Falle der Auflöſung wählt die Generalverſammlung 
eine Liquidationskommiſſion. Es dürfen alsdann keine 
neuen Verſicherungen mehr abgeſchloſſen werden, und eine 
Vertheilung, von allfälligen Aktiven, ſowie die Rückgabe 
der Obligationen an die Aktionäre kann erſt erfolgen, nach⸗ 
dem die ſämmtlichen Riſikos ausgetragen find. 


Verfahren bei Streitigkeiten. 
8 

Alle Geſellſchaftsſtreitigkeiten zwiſchen den Aktionäret. 
und der Geſellſchaft, reſp. ihren Organen, ferner zwiſchen 
dem Verwaltungsrathe und dem Ausſchuſſe oder der 
Direktion, oder zwiſchen Mitgliedern dieſer Kollegien ſollen 
durch das Zürcheriſche Handelsgericht veer in Ermangelung 
pas ein Schiedsgericht am Sitze der Geſellſchaft erledigt 
werden. 


8. 38. 
Im letztern Falle wählt jede Partei einen Schiedsrichter 
und dieſe wählen den Obmann. Können ſie ſich darüber 


nicht verſtändigen, fo iſt der Obmann durch das Präsidium 


des Zürcheriſchen Obergerichtes zu bezeichnen. 
Das Schiedsgericht entſcheidet endgültig. 


Die Transport⸗ und Unfall-Verſicherungs-Aklien-Geſellſchaft „Zürich“ ſucht mit Zuſchrift vom 29. April 


zum Zwecke der Erledigung eines Erlaſſes des königl. Polizeipräſidiums in Berlin, dat. 8. April, welcher, bevor 
dem revidirten Statut genannter Geſellſchaft die dortſeitige Genehmigung ertheilt werden könne, den Nachweis 
verlangt, daß dasſelbe die Zuſtimmung des Regierungsrakhes des Kantons Zürich erhalten habe, um eine ſach⸗ 
entſprechende Erklärung nach. 5 of 
Die Petentin fügt ihrem Geſuche unter Anlage je eines Exemplars der alten und der revidirten Statuten 
bei, es wäre dieſem am ſicherſten Genüge geleiſtet, wenn der Regierungsrath den revidirten Statuten in früher 
üblicher Weiſe ſeine Zuſtimmung förmlich erklären möchte. Die redaktionell vielfältigen Aenderungen beſtehen 
faſt nur in der Anpaſſung der Statuten an das neue ſchweiz. Obligationenrecht und darin, daß eine die Organiſation 
der Geſellſchaft betreffende Aenderung nur § 22 der alten Statuten — durch 3 19 der neuen — erhalten habe, 
ſowie ferner den Beſtimmungen in § 31 der alten Statuten, in § 34 der neuen eine den Verhältniſſen der von 
der Geſellſchaft zur Zeit allein noch betriebenen Unfall⸗Verſicherung entſprechendere Faſſung gegeben worden ſei. 
Der Regierungsrath, nach Einſicht eines Antrages der Direction des Innern, beſchließt: f f 
1. Den revidirten Statuten der Transports und Unfall⸗Verſicherungs-Aktiengeſellſchaft „Zürich“ in Zurich 
wird die Genehmigung ertheilt. € 75 
2. Zwei Exemplare dieſer Statuten ſollen geſtempelt und mit den Originalunterſchriften verſehen werben, 
von denen das eine im Archiv der Direction des Innern aufzubewahren und das andere der Geſellſchaft 
zuzuſtellen iſt. 4 
3. Mittheilung an die Petentin unter Rückſendung eines Aktenſtückes. 


Zürich, den 9. Mai 1884. Vor dem Regie rungsrathe: Der Staatsſchreiber, Stüssi. 


Berlin, Druck von W. Büfxenſtein. 


